
Testhericht
Häufigkeit senken. Tatsächlich sınd cdıe Fachleute der Auffassung, da ß die
meısten der verzeichneten Unfälle hätten vermiıeden werden können. Ks fehlt oft

den einfachsten Vorsichtsmaßregeln. Aber wird hier auch immer ıne Ge-
fährdung geben, die der Mensch nıcht völlig uftfheben kann. Und jedenfalls ergıbt
sıch den genannten Zahlen, w1e drückend und gefährlich auch heute noch der
Beitrag ıst, den die Arbeiter ım Dienst der menschlichen Gemeinschaft oft unter
Einsatz iıhres Lebens eisten.

Kriegsflotte Amerikas. Das beste englische Handbuch der Krriegsmarine, Jane’s
Kıghting Ships für 1952/53 berichtet, daß dıe USA-Kriegsflotte die größte ist,
dıe ]e VOo  — einem Land iın Friıedenszeiten unterhalten worden ist. S1ie allein ıst  f
grol W16e die er andern Länder INnNmMmen, S1e hat 100 Flugzeugträger, 1
nıenschiffe, 75 Kreuzer, 35() Zerstörer, 270 Fregatten un Geleitschutzschiffe,
200 U-Boote, “9{) Minenleger und Minenräumer, 150 Vorpostenschiffe un!
3500 andere Fahrzeuge verschiedenen Zwecken., Die russische Kriegsflotte,
deren ECNAaAUE Stärke sıch der Kenntnis des estens wohl entzıeht, So UTE wenıigeLinienschiffe und TEUZeET besitzen, aber Inan nımmt a. da{ß s1€e U-Booten die
der USA übertri{{ft.

Der am LLn dıe Derfassung ım néuen Südweststaat. Die Koalıtionsparteien
des Südweststaates SPD, FDP, BHE en für den Staat einen Ver-
Tassungsentwurf ausgearbeitet, der sıch 1m allgemeinen dıe bısherige Verfas-
SUunNnsS ın W ürttemberg-Baden hält, in manchen Punkten jedoch VOoO  — abweicht.
Ks ıst lehrreich Testzustellen, worın dıese Abweichungen, besser gesagt Abstriche,
bestehen. S1e zeigen ıne kulturpolitische Rıchtung, die nıcht NUur innerpolitisch,
sondern auch nach außen, eiwa ın der Saarfrage, die verhängnisvollsten Folgen
en mul

Gestrichen wurde die christliche Auffassung VOo  — der Arbeit, der Schutz VOo  —_ KEhe
un Famiıilie un dıe Bestimmung er Glaubens- un Gewissensfreiheit. Der
Vorwand, da{lß darüber bereits das Bonner Grundgesetz befunden habe, ıst be1 dem
vorläufigen Charakter dieses Gesetzes un he1ı der Ablehnung, die VOoO  —x der
SPI) und KDP INnmen mıt den Kommunisten gerade in diesen Punkten erfahren
hat, wen1g überzeugend.

In Art 10, der W ürttembergisch-Badischen Verfassung el „Khe un
Familie genießen als die wichtigsten rundlagen der Volksordnung den be-
sonderen Schutz und die Förderung des Staates. Das Leben der Familie coll sıch
frei VOo  — äauiserem Zwang un störenden Eingriffen entfalten.“ Dieser Satz wupde
ıin den Verfassungentwurf überhaupt nıcht übernommen, angeblich wel schon

Grundgesetz steht Dort heißt iın Art. 6, „Khe un Familıie stehen unter
dem esonderen Schutze der staatlıchen Ordnung.“ Keıin Wort e  hber den fun-
damentalen harakter der KFamlilie ur  - das Volk, nıchts e“  ber ihre Freihbeit. Die
SPI) hatte sıch 1m Parlamentarischen Rat dıe Ehe und Familie als dıe eiın-
Z1ge und rechtmäßiıge orm der dauernden Lebensgemeinschaft ausgesprochen.

Das Elternrecht ist iın dem Verfassungsentwurf gut W1e völlig besel-
tgt on 1949 ehnten 1m Parlamentarischen Hat die SPD, dıe FDP und die
KPD das VOo. Elternrec ab Zwel Anträge der CDU, die das erste Recht auf diıe
Erziehung der Kinder für die Eltern forderten nd unter Umständen arüber eine
Volksabstimmung vorsahen, ob dıie Eltern dieses Recht haben sollten, wurden
Von den genannten Parteien abgelehnt. Die Schule, bestimmt der Staat,
nıcht etwa die Eltern ıst die „Chrıstliche Gemeinschaftsschule®‘. Und den
Höhepunkt dieser Staatsherrlichkeit bildet der Satz Aaus Art 15, „Krgeben sıch
beı der Auslegung des christlichen harakters der Volksschulen Zweifelsfragen,
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